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Potenziale deutscher Städte  
in Zeiten des Wandels 
Analysen auf Basis der Raum- und  
Stadtbeobachtung des BBSR1
1 Wandel in Zeiten der Moderne
Raum- und Stadtbeobachtung wird auf al-
len Verwaltungsebenen systematisch, regel-
mäßig und möglichst umfassend betrieben, 
um Informationsgrundlagen für die räumli-
che Planung zu schaffen. In föderalen Sys-
temen wird räumliche Planung eingesetzt, 
um einerseits politische Eigenständigkeit 
der räumlichen Verwaltungseinheiten und 
soziokulturelle Vielfalt zu wahren und an-
dererseits ökonomische wie politische Inte-
gration und Gleichwertigkeit der Lebensbe-
dingungen zu fördern. Entsprechend muss 
sich Raum- und Stadtbeobachtung auf alle 
raumbedeutsamen Lebensbereiche richten. 
Sie ist eine zentrale Aufgabe des Bundesin-
stituts für Bau-, Stadt- und Raumforschung 
(BBSR) und als Teil der raumbezogenen In-
formations-Infrastruktur der Bundesrepub-
lik gesetzlich institutionalisiert (§ 25 ROG in 
der Neufassung vom 22. Dezember 2008). 
Die Raum- und Stadtbeobachtung des BBSR 
nimmt die moderne europäische Gesell-
schaft zum Ausgangspunkt, also die demo-
kratisch strukturierte, plurale Industrie- und 
Dienstleistungsgesellschaft. Moderne Ge-
sellschaften sind sich hinsichtlich ihrer wirt-
schaftlichen und politischen Systeme, ihrer 
Sozialstruktur oder ihres materiellen Wohl-
stands ähnlicher als frühere oder auch heu-
tige „weniger entwickelte“ Gesellschaften. 
Wichtige Kennzeichen von bisherigen Mo-
dernisierungsprozessen sind Verstädterung, 
Säkularisierung, Bürokratisierung und Öko-
nomisierung. Die weiterhin stattfindende 
Modernisierung moderner Gesellschaften2 
– auch als „weitergehende Modernisierung“3 
oder „reflexive Modernisierung“4 beschrie-
ben – konzentriert sich auf die Lösung von 
Problemen, die einer immer komplexer zu 
beurteilenden natürlichen, internationalen 
und psycho-sozialen Umwelt geschuldet 
sind. Je nach Präferenz einer bestimmten 
politischen Theorie werden solche Lösun-
gen mittels Reformen, Innovationen, kri-
tischer Reflexion und/oder Risikoabschät-
zung angestrebt. Auf jeden Fall müssen der 
politische Apparat und die gesellschaftli-
chen Institutionen permanent den sich än-
dernden gesellschaftlichen Verhältnissen 
angepasst werden. Eine Vorarbeit dazu leis-
tet Raum- und Stadtbeobachtung.
Vorläufer heutiger Stadtbeobachtung sind 
Gemeindestudien aus der ersten Hälfte 
des 20. Jahrhunderts. Ausgangsannahmen 
für diese waren, dass die neu entstande-
nen Großstädte nicht nur Folge des damali-
gen gesellschaftlichen Umbruchs sind, son-
dern auch eine Erforschung des Sozia len 
quasi stellvertretend für die gesamte Ge-
sellschaft ermöglichen, auf engstem Raum 
und häufig eine allgemeine Entwicklung 
vorwegnehmend. In der Regel wird davon 
ausgegangen, dass Modernisierung zu ei-
ner Angleichung aller Lebensbereiche führt. 
Allerdings ist hinsichtlich der deutschen 
Städte festzustellen, dass die bisherigen 
Modernisierungswellen zwar zahlreiche Be-
sonderheiten nivelliert haben, ohne je-
doch „Gleichheit“ herzustellen. Diese wür-
de heutzutage in vielen Bereichen auch als 
unerwünschte, nicht intendierte Nebenfol-
ge beurteilt werden. Zugleich aber wächst 
das Bewusstsein, dass zahlreiche Moder-
nisierungsabläufe nicht gänzlich steuerbar 
sind und nicht kalkulierbare, häufig uner-
wünschte Effekte zeitigen. Auch zunächst 
positiv, weil als nützlich bewertete Prozesse 
können sich ins Gegenteil verkehren und zu 
möglicherweise unumkehrbarem Schaden 
führen. Raum- und Stadtbeobachtung kann 
mittels entsprechender Analysen hier eine 
Frühwarnfunktion annehmen.
Die folgende Beschreibung aktueller Verän-
derungsprozesse auf Grundlage der Raum- 
und Stadtbeobachtung des BBSR beginnt 
mit dem für die zurückliegende Moderni-
sierung zentralen Handlungsfeld der Öko-
nomie. Die der ökonomischen Entwicklung 
zugrunde liegenden wissenschaftlichen Er-
kenntnisse haben seit dem 19. Jahrhundert 
die Lebensbedingungen der Menschen in 
zuvor undenkbarer Weise verändert. Dies 
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kungen auf die Soziodemographie unse-
rer Gesellschaft. Allerdings sind im Mo-
dernisierungsprozess die sog. natürlichen 
Ressourcen im nachhaltigen Wechselspiel 
lange Zeit aus dem Blick geraten. Insofern 
bietet die Raum- und Stadtbeobachtung im 
Bereich der Ökologie noch die meisten blin-
den Flecken.
Für alle drei Felder nimmt die Analyse vor 
allem die (Groß-)Städte in den Blick. Die-
se werden weltweit zunehmend zu Zent-
ren des wirtschaftlichen Geschehens und 
damit zu Anziehungspunkten für Bevölke-
rungswanderungen. Bereits heute wird in 
Deutschland etwa ein Drittel aller Güter und 
Dienstleistungen in den 30 größten Städ-
ten produziert. Sie versammeln mehr als 
ein Viertel aller Arbeitsplätze bei gut einem 
Fünftel der Bevölkerung.5 Da davon ausge-
gangen wird, dass sich solch ein Konzent-
rationsprozess auch bei insgesamt abneh-
mender Bevölkerungszahl noch fortsetzen 
wird, werden Städte und ihre Entwicklungs-
möglichkeiten für die internationale Wett-
bewerbsfähigkeit immer bedeutsamer. Für 
den internationalen Wettbewerb zählt je-
doch nicht nur die Ökonomie – nicht zuletzt 
die Lissabon-Strategie der Europäischen 
Union weist darauf hin, dass Wirtschafts-
wachstum und Beschäftigung ohne Beach-
tung der sozialen Kohäsion nicht dauerhaft 
erfolgreich entwickelt werden können.6 
Um das Gewicht der Städte und Stadtregi-
onen in Deutschland zu veranschaulichen, 
werden hier zur Visualisierung der räumli-
chen Verteilung für einige Indikatoren Kar-
togramme (in diesem Fall Kartenanamor-
phosen bzw. isodemographische Karten) 
wie in Abbildung 2 eingesetzt. Bei dieser 
Darstellungsform wird die Größe im Kar-
togramm nicht proportional zur geometri-
schen Fläche der Raumeinheiten gewählt, 
sondern in Abhängigkeit von einem the-
matisch angemessenen Attribut – hier pro-
portional zur Einwohnerzahl der Raumein-
heit.7
2 Beobachtung ökonomischer  
Entwicklungen 
Die Raum- und Stadtbeobachtung des Bun-
des ist wegen der erforderlichen Repräsen-
tativität darauf angewiesen, dass ihre Daten 
entlang bestimmter administrativer Glie-
derungen flächendeckend und in regelmä-
ßigen zeitlichen Abständen zur Verfügung 
stehen. Damit ist der Nachteil verbunden, 
dass zum einen unregelmäßig oder einma-
lig erhobene Daten nicht einbezogen wer-
den können und zum anderen infolge der 
notwendigen Einpflege neuer Daten in die 
bestehenden Datenbanksysteme eine ge-
wisse zeitliche Verzögerung bei der Veröf-
fentlichung kompletter Systeme auftritt. 
Insofern beziehen sich Zeitreihenbetrach-
tungen und Karten auch in diesem Artikel 
i. d. R. auf Daten für das Jahr 2006. Für Ana-
lysezwecke können diese aber je nach Fra-
gestellung durch aktuelle Befunde ergänzt 
werden, die noch nicht in entsprechender 
Abbildung 1 















































































































































































   
   
   




































































Das raumbezogene Informationssystem des 
BBSR
Die x-Achse stellt die Zeitachse dar, die y-Achse 
gibt die verschiedenen räumlichen Beobach-
tungseinheiten wieder und auf der z-Achse sind 
die Beobachtungsbereiche/Themen des räum-
lichen Informationssystems wie Registerkarten 
aufgereiht. Die Komponenten Laufende Raum-
beobachtung, Laufende Stadtbeobachtung, 
Europäische Stadt- und Raumbeobachtung, 
Laufende Bevölkerungsumfrage und Raumord-
nungsprognose haben alle mehrere Registerkar-
ten, weil sie unterschiedliche Themen bedienen. 
Die sektoralen Komponenten Wohnungs- und 
Immobilienmarktbeobachtung, Erreichbarkeits-
modell und Raumwirksame Mittel sind als Regi-
sterkarten für einzelne Spezialbereiche hervorge-
zogen.
http://www.raumbeobachtung.de/
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regionaler Verteilung bundesweit flächen-
deckend vorliegen.
Speziell im Bereich der Ökonomie erschei-
nen konjunkturelle Zyklen in immer kürze-
ren Phasen. Die verwendeten Abbildungen 
zeigen gerade noch den Beginn des letzten 
wirtschaftlichen Aufschwungs im Jahr 2006, 
der sich bis in den Sommer 2008 fortsetzte. 
Seit dem vierten Quartal 2008 verschlech-
tern sich die Werte für die meisten ökono-
mischen Indikatoren, worauf hier – auch 
aufgrund einer eher grundsätzlicheren Ana-
lyse – kaum eingegangen wird. Auf jeden 
Fall ist davon auszugehen, dass wirtschaft-
liche Entwicklungsdeterminanten länger-
fristig die Raum- und Stadtentwicklung ent-
scheidend beeinflussen.
Für Städte vorteilhafte Entwicklung der 
Wirtschaftsstruktur
Zunächst seien strukturelle Prozesse in den 
Blick genommen, die weitgehend auch un-
ter dem Stichwort „Globalisierung“ zu fassen 
sind. Im aktuellen wirtschaftlichen Moderni-
sierungsprozess hat Deutschland eine Positi-
on als rohstoffarmes Hochlohnland. Insofern 
steigt die Bedeutung der Faktoren Humanka-
pital und technisches Wissen. Die künfti-
ge Wirtschaftsstruktur wird durch hochwer-
tige Produkte mit hoher Forschungs- und 
Entwicklungsintensität sowie durch eine 
weiter zunehmende internatio nale Arbeits-
teilung gekennzeichnet sein. Letztere dürf-
te für Deutschland auch weiterhin noch mit 
Arbeitsplatzexport einhergehen.
Abbildung 2 
Bedeutung von Städten und Stadtregionen8 – 2006


















































































Datenbasis: Laufende Raumbeobachtung des BBSR,
Geometrische Grundlage: BKG, Gemeindeverbände und BBSR-Stadtregionen, 31.12.2006
Die Größe der Gebiete im Kartogramm verhält sich proportional zu ihrer Einwohnerzahl.



























Zahl der Erwerbstätigen, 1998–2006
© BBSR Bonn 2009
Datenbasis: 
Laufende Raumbeobachtung  des BBSR
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Trotzdem ist in weiten Teilen der Republik 
bereits seit 2003 eine steigende Erwerbsbe-
teiligung zu konstatieren. So hat der jüngs-
te konjunkturelle Aufschwung die höchste 
Erwerbsbeteiligung seit der Deutschen Ein-
heit hervorgebracht: 2008 waren 40,35 Mio. 
Menschen selbstständig oder abhängig be-
schäftigt. Jedoch waren 4,68 Mio. von ihnen 
in Minijobs tätig, und der Anteil sozialversi-
cherungspflichtig Beschäftigter beträgt nur 
noch 68 %. Der größere Teil der wirtschaftli-
chen Dynamik – mit starken Auf-, aber auch 
Abschwüngen und entsprechender Diffe-
renzierung der Stellen für Arbeitssuchende – 
findet in den Kernstädten und ihrem direk-
ten Umland statt (Abb. 3).
Die starke Steigerung der Produktivität führt 























































































































Die Trends wurden über die Schätzung
einer linearen Regression der Form 
y=a+bt über die Zeit t ermittelt. Dar-
gestellt ist der standarsisierte Stei-
gungsparameter b.
1000 € je Beschäftigten
Warenproduzierendes Gewerbe
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beitsplätze im sekundären Sektor und wird 
dauerhaft nur anspruchsvolle Fertigungs-
bereiche im Land halten können. Zugleich 
ist der Wandel zur Dienstleistungsgesell-
schaft nicht abgeschlossen und weist in ei-
nigen Bereichen immer stärker Richtung 
Wissensgesellschaft.9 Gewinner werden in 
erster Linie die Zentren sein, in denen sich 
Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten 
sowie unternehmensnahe Dienstleistungen 
und die zugehörigen „kreativen Milieus“10 
konzentrieren.
Die Laufende Raum- und Stadtbeobach-
tung zeigt, dass die Transformation von ei-
ner Industrie- zu einer Dienstleistungs- und 
Wissensgesellschaft in den meisten Städten 
und Stadtregionen zu einer neuen ökono-
mischen Dynamik geführt hat (Abb.  4). Da-
bei ist es vor allem der Dienstleistungssek-
tor, der im Zeitraum 1998 bis 2006 – trotz 
des starken konjunkturellen Einbruchs 2002 
bis 2004 – vor allem im Westen, vereinzelt 
auch im Osten zu einem stetigen Beschäf-
tigungswachstum in den Kernstädten der 
Agglomerations- und verstädterten Räume 
beigetragen hat. Laut Bundesagentur für 
Arbeit (BA) arbeiteten 2008 67 % der sozial-
versicherungspflichtig Beschäftigten in ei-
ner Servicebranche – zur Jahrtausendwen-
de waren es erst 63 %.
Langfristprojektionen des Instituts für Ar-
beitsmarkt- und Berufsforschung (IAB)11 
kommen unter Status-quo-Annahmen zu 
dem Ergebnis, dass der Trend zur Dienst-
leistungsgesellschaft mittelfristig bis 2025 
weiter anhält (Abb. 5). Hohe Produktivitäts-
fortschritte bewirken einen weiteren Be-
schäftigungsabbau im Waren produzieren-
den Gewerbe. Dagegen erwartet das IAB 
in den unternehmensbezogenen Dienst-
leistungen, bei öffentlichen und privaten 
Dienstleistern sowie im Gesundheits- und 
Sozialwesen mittelfristig starke Beschäfti-
gungsgewinne in Höhe von rd. 4 Mio. Be-
schäftigten. Sie werden größtenteils auf 
Westdeutschland entfallen, während die 
Erwerbstätigenzahlen in Ostdeutschland 
stagnieren. Wegen des anhaltenden Pro-
zesses der Ausgliederung von Unterneh-
mensteilen und Betriebsfunktionen kön-
nen vor allem die unternehmensbezogenen 
Dienstleistungen Beschäftigungsgewinne 
erwarten; das IAB rechnet allein hier mit 
einem Zuwachs von rd. 2,5 Mio. Beschäf-
tigten. Wegen ihrer spezifischen Standort-
anforderungen werden sich diese Beschäf-
tigungsgewinne ceteris paribus vor allem in 
den Großstädten und Stadtregionen kon-
zentrieren.
Wissensgesellschaftliche Merkmale treten 
konzentriert und bevorzugt in Stadtregio-
nen auf.12 Allerdings profitieren von dieser 
Tendenz nicht alle Städte gleichermaßen: 
Einerseits ist der starke Rückgang von Ar-
beitsplätzen im warenproduzierenden Ge-
werbe eine der wesentlichen Ursachen für 
die in vielen Städten konzentrierte Mas-
senarbeitslosigkeit. Davon sind insbeson-
dere altindustriell geprägte Städte betrof-
Abbildung 5
Mittelfristige Beschäftigungsperspektiven in Deutschland
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fen. Andererseits entstehen neue Formen 
einer wissensbasierten Ökonomie, die sich 
vor allem auf intellektuelle Arbeit, mensch-
liche Kreativität, soziale Interaktion und Ko-
operation stützt. Dafür stehen einige der in-
ternational vernetzten Handelsstädte oder 
Städte mit abwechslungsreicher kleinteili-
ger Gewerbestruktur.
Kreativität als Quelle zukünftigen ökono-
mischen Kapitals
Die von Richard Florida für die USA beleg-
te These, dass in der zukünftigen Ökono-
mie menschliche Kreativität13 die primäre 
Quelle ökonomischer Wertschöpfung wird, 
scheint, Dieter Läpples Studien folgend, 
auch auf Deutschland zuzutreffen.14 Krea-
tive Menschen wandern laut Florida vor al-
lem an Orte mit einer hohen Innovations-
kraft, Diversität und Toleranz. Erst durch 
attraktive Lebensbedingungen kann das 
Lifestyle-Gefühl der kreativen Klasse geför-
dert und in Produktivität umgesetzt wer-
den.15 Durch die starke Bindung der neuen 
Arbeitswelt der Wissensproduktion an städ-
tische Kontexte gewinnt die Stadt nicht nur 
als Arbeitsort, sondern auch als Lebens-
raum wesentlich an Attraktivität. 
Bei der städtischen Konkurrenz um ökono-
mische Entwicklungspotenziale geht es des-
halb künftig neben der Suche nach Investo-
ren und Finanzkapital immer stärker auch 
um das vor Ort vorhandene Humankapi-
tal. Unternehmen orientieren sich in ihrer 
Standortwahl zunehmend an der Verfügbar-
keit qualifizierter Arbeitskräfte. Diese wie-
derum suchen Orte mit einer großen Viel-
falt an Beschäftigungsmöglichkeiten, einem 
breiten Angebot an Dienstleistungen sowie 
urbanen Lebensbedingungen. „Die Lebens-
qualität in einer Region hat für die Stand-
ortwahl der Kreativen vor allem deshalb 
wesentliche Bedeutung, weil gerade für die-
se Gruppe Beruf und Freizeit nicht strikt ge-
trennt sind“16. 
Dabei ist zu berücksichtigen, dass Kreativi-
tät und kreative Menschen in unterschied-
lichen Bereichen und in vielfältigen Facet-
ten anzutreffen sind, worauf u. a. Michael 
Fritsch und Michael Stützer in ihrer Studie 
zur geographischen Verteilung kreativer Be-
rufe in Deutschland hinweisen.17 Aus dem 
Indikatorenangebot der Laufenden Raum-
beobachtung stehen für die Kreativen u. a. 
Indikatoren wie Beschäftigte in Forschung 
und Entwicklung, Beschäftigte in wissens-
intensiven Branchen (wissensbasierte Be-
ratungsleistungen für Unternehmen) oder 
Gewerbe- und Patentanmeldungen zur 
Ver fügung. Um den Anteil der in zukunfts-
orientierten Branchen Beschäftigten an-
schaulicher zu machen, wird in Abbildung 
6 wiederum die Darstellungsform des Kar-
togramms verwendet und den Kreisen eine 
Fläche entsprechend ihrer Bevölkerungs-
zahl zugewiesen. Dadurch wird eindrück-
licher als mit einer flächentreuen Karte vor 
Augen geführt, wie stark (und durchaus dif-
ferenziert) entsprechend kreativ wirkende 
Erwerbstätige sich auf die (bevölkerungs-
starken) Stadtregionen konzentrieren und 
welches Gewicht dies innerhalb des Bran-
chengefüges hat.
Ökonomisches Kapital bedarf sozialen  
und kulturellen Kapitals 
Die weltweite Umstrukturierung der Märkte 
bringt selbstverständlich massive Verände-
rungen für alle Erwerbstätigen. Wird Arbeit 
aus Sicht der Unternehmen zunehmend 
produktiver und effektiver, so wird sie aus 
Sicht der Beschäftigten intensiver, konzen-
trierter, psychisch belastender und zeitlich 
länger: „Die Hälfte der Mitarbeiter verdient 
doppelt so viel und muss dafür dreimal so 
viel leisten wie früher“18. Alle, die am Er-
werbsleben auf einer relativ gesicherten Po-
sition teilhaben und sich ausreichende Al-
terseinkünfte ansparen wollen, müssen sich 
um bestmögliche Ausbildung bemühen, 
sich auf lebenslanges Lernen einlassen, zu 
räumlicher Mobilität bereit sein und nicht 
zuletzt angemessene Kommunikation und 
ausgewogenes Sozialverhalten entwickeln. 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ste-
hen also nicht nur intellektuell vor neuen 
Anforderungen.
Für die Gesellschaft heißt all dies, dass so-
ziales und kulturelles Kapital19 unabhängig 
von „Rasse, Klasse, Geschlecht“ zu fördern 
sind, da ansonsten Kosten aller Art in nicht 
mehr aufzubringende Größenordnungen 
steigen. Z. B. steigen bei gering ausgebilde-
tem sozialen Kapital in einer modernen Ge-
sellschaft die Kosten für die Unterstützung 
von Kranken, Alten, Behinderten und an-
deren beeinträchtigten Personen in dem 
Maße, wie im Zuge von Individualisierung 
und steigender Mobilität bisherige Bezie-
hungsnetze nicht mehr auffangen. Oder 
Aufwendungen zum Schutz von Eigentum 
und staatliche Regulation erlangen eine im-
Informationen zur Raumentwicklung 
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mer größere Bedeutung, weil Vertrauen und 
Kooperationsbereitschaft bei der Lösung 
von Problemen und Konflikten nicht aus-
reichend vorhanden sind. Dabei ist zu be-
denken, dass sich z. B. Integrationsproble-
me weder nur mit Geld noch rein regulativ 
lösen lassen. Und die derzeitige weltweite 
Krise zeigt, dass auch Geschäftsbeziehun-
gen und wirtschaftliche Transaktionen ein 
ausreichendes Vertrauensklima brauchen, 
das auf sozialem Kapital beruht.
Um den Zugang zu kulturellem Kapital zu 
demokratisieren, müssen ein früher Zugang 
zu Bildungseinrichtungen geschaffen und 
bestmögliche Aus- wie Weiterbildung ge-
sichert werden. Vor allem sind diese Mög-
lichkeiten von der familiären Herkunft und 
deren ökonomischen Ressourcen abzukop-
peln. Dies böte für jede einzelne Person die 
Chance, in einer Leistungsgesellschaft ge-
mäß dem ihr individuell möglichen Ein-
satz Achtung zu erfahren und sich mit 
Lust einzubringen. Aus der Perspektive ei-
ner Wissensgesellschaft der Zukunft sollte 
sich diese nicht verleiten lassen, vorhande-
nes Humankapital aus ideologischen Grün-
den oder aufgrund paternalistischer Herr-
schaftstraditionen zu übersehen oder zu 
unterschätzen. 
Abbildung 6 























































Datenbasis: Laufende Raumbeobachtung des BBSR, 
Beschäftigtenstatistik der BA, Stifterverband der 
deutschen Wirtschaft
Geometrische Grundlage: BKG, 
BBSR-Kreisregionen, 31.12.2006
Beschäftigte in der Industrie, die mit Forschungs- und Entwicklungs-
arbeiten betraut sind (Vollzeitäquivalente) je 1000 Erwerbstätige im 
produzierenden Gewerbe (ohne Baugewerbe) 2005 
bis unter   5
5 bis unter 10
10 bis unter 25

























































Beschäftigte in wissensintensiven, unternehmensorientierten
Dienstleistungen* je 1000 Beschäftigte insgesamt 2006 
bis unter 30
30 bis unter 40
40 bis unter 50
50 bis unter 75
75 und mehr
Die Größe der Gebiete im Kartogramm verhält sich proportional zu ihrer Einwohnerzahl. 
Die kleinen Karten zeigen vergleichend die flächenproportionale, gewohnte Darstellungsweise. 
* Vermietung beweglicher Sachen, Datenver-
arbeitung und Datenbanken, Forschung und 
Entwicklung, Erbringung von wirtschaftlichen 
Dienstleistungen, z. B. Rechts-, Steuer-, 
Unternehmensberatung, Wirtschaftsprüfung, 
Markt- und Meinungsforschung, Architektur- und 
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Nicht zuletzt geht der Wandel zur Dienst-
leistungsgesellschaft mit einer starken Stei-
gerung der Erwerbsbeteiligung der Frauen 
einher. Die niedrigere Erwerbsbeteiligung 
von Frauen und Männern in den Kern-
städten (Abb. 7) beruht u. a. auf dem über-
proportional hohen Anteil von jungen Er-
wachsenen, die zu Studienzwecken in diese 
Städte zuwandern, sowie auf der lange Jah-
re gepflegten Praxis einer vorzeitig angetre-
tenen Altersruhezeit.
In Städten geht es zukünftig konkret also 
um Bildungszugänge und -abschlüsse, um 
die Erwerbsbeteiligung von Frauen und 
Männern, um Internationalisierung, um In-
tegration von Armen und Migranten, um 
politische Partizipation und um die Ent-
wicklung sozialer Netzwerke alter und neu-
er Art. Entsprechenden soziodemographi-
schen Analysen widmet sich das folgende 
Kapitel.
Die Entwicklungen und Prognosen auf 
Grundlage der Raum- und Stadtbeobach-
tung sehen nur für einen Teil der Städte gut 
aus. Positives können eher große als kleine-
re Städte erwarten. Aber auch die Großstäd-
te mit altindustriellem Erbe – seien es etwa 
Textil- oder Montanindustrie oder Schiffs-
bau – haben trotz aller bisherigen Anstren-
gungen mit extremen Umstrukturierungs-
problemen zu kämpfen. Wachstum und 
Schrumpfung liegen oft nahe beieinander. 
Weiter stellt sich zukünftig die Frage des 
Stadt-Land-Verhältnisses neu; sie darf auch 
bei der aktuell notwendigen Fokussierung 
auf eine tragfähige Stadtentwicklung nicht 
vernachlässigt werden. Für die Menschen 
der aufziehenden Wissensgesellschaft ver-
schärft sich das Problem, wo und wie sie 
in einer sich weiter aufspreizenden Gesell-
schaft ihren Platz finden können. Welche 
Aufgaben, welche Anerkennung finden die-
jenigen, die den allseits gestiegenen Anfor-
derungen nicht genügen können oder wol-
len – und sei es auch nur in bestimmten 
Lebensphasen?
3 Beobachtung sozio- 
demographischer Entwicklungen
Die regionale Nachfrage nach Gütern und 
Dienstleistungen wie auch die Rahmen-
bedingungen der Infrastrukturausstattung, 
des Wohnungs- und des Arbeitsmarkts sind 
von der Bevölkerungsstruktur und -ent-
wicklung geprägt. Alle Aspekte des derzei-
tigen demographischen Wandels – Bevölke-
rungsabnahme, Alterung, Singularisierung 
und Internationalisierung – spielen da-
für eine mehr oder weniger große Rolle. Im 
Abbildung 7
Erwerbsbeteiligung von Frauen und Männern, 1998–2006
© BBSR Bonn 2009
Datenbasis: Laufende Raumbeobachtung  des BBSR
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Hinblick auf Stadtwachstum und die es ver-
heißenden Triebkräfte, nämlich wirtschaft-
liche Dynamik und gesellschaftliche Inno-
vationen, richtet sich der Blick derzeit vor 
allem auf die Träger der wissensbasierten 
ökonomischen Entwicklungsdynamik, d. h. 




Wen brauchen Städte und Stadtregionen zur 
weiteren Entwicklung? Eine gute Positionie-
rung hinsichtlich Innovationsfähigkeit be-
ruht auf Bildung. Und die ist infolge der bil-
dungspolitischen Investitionen der 1960er 
und 1970er Jahre für die seitdem aufwach-
senden Generationen wesentlich besser als 
für deren Eltern: 2007 haben 44 % der über 
15-Jährigen einen sog. „höherwertigen“ all-
gemeinen Schulabschluss. In der Gruppe 
der 20- bis unter 30-Jährigen sind dies be-
reits 73 % (33 % Realschulabschluss, 40 % 
Fachhochschul-/Hochschulreife). Von den 
Altersjahrgängen ab 60 Jahre hatten dage-
gen nur 13 % eine Realschule und 13 % ein 
Gymnasium erfolgreich absolviert. Unter 
den 30- bis unter 40-Jährigen haben knapp 
19 %, unter den 60-Jährigen und Älteren da-
gegen nur knapp 10 % einen akademischen 
Abschluss.20 Unter den heutigen Seniorin-
nen und Senioren war ein höherer Schulab-
schluss zudem vornehmlich den Männern 
vorbehalten. Heute ist das Geschlechter-
verhältnis ausgeglichen bzw. machen Frau-
en tendenziell sogar die besseren Schulab-
schlüsse.
Kurz gefasst wird es für eine Stadt über-
lebenswichtig, junge, aufstiegsorientierte, 
gut ausgebildete Menschen an sich zu bin-
den. Junge Erwachsene sollen zu den Trä-
gern der wissensbasierten neuen ökonomi-
schen Entwicklungsdynamik werden. Und 
diese wirkt offensichtlich schon als Magnet, 
denn immer mehr junge Menschen, 18- bis 
unter 30-Jährige, die sog. Ausbildungs- und 
Arbeitsplatzwanderer, ziehen vom (Um-)
Land in die Stadt (Abb. 8), vor allem in Rich-
tung Großstadt und dort in die Innenstädte. 
Allerdings sind trotz einer differenzierten 
Hochschulausstattung nicht alle Städte glei-
chermaßen attraktiv für den sich bildenden 
Nachwuchs bzw. können nicht alle Städte 
diesen nach erfolgreicher Ausbildung auch 
am Ort halten. Insbesondere die altindust-
riell geprägten Großstädte scheinen wenig 
Anziehung zu haben.
Der Zusammenhang von Wirtschaftsleis-
tung und Humankapital zeigt sich bereits 
an der einfachen Korrelation auf aggre-
gatstatistischer Basis für Kernstädte: Je hö-
her der Anteil der Bevölkerung im Alter von 
20 bis unter 40 Jahren – als Indikator für das 
vorhandene Humankapitalpotenzial und 
somit für menschliche Kreativität als pri-
märer Quelle ökonomischer Wertschöpfung 
–, umso größer die Wirtschaftskraft bzw. das 
Wirtschaftswachstum (Abb. 9).
Die bisherigen Ausführungen können aller-
dings nicht darüber hinwegtäuschen, dass 
neben dem wirtschaftsstrukturellen Wan-
del der demographische Alterungsprozess 
stetig voranschreitet und für alle Städte 
Abbildung 8


















































Linearer Trend des Binnen-
wanderungssaldos der 18- bis
unter 30jährigen über die 
Jahre 1997 bis 2006
Datenbasis: Laufende Raumbeobach-
tung des BBSR, Geometrische Grund-


















Die Trends wurden über die Schätzung
einer linearen Regression der Form 
y=a+bt über die Zeit t ermittelt. Dar-
gestellt ist der standarsisierte Stei-
gungsparameter b.
Datenbasis: Laufende Raumbeobachtung 
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eine mehr oder weniger große Herausfor-
derung darstellt. Er bedeutet generell einen 
Wandel von einer jugendlastigen hin zu ei-
ner stärker altenlastigen Aufgabenvertei-
lung. Trotz der massiven Zuwanderung jun-
ger Erwachsener in die Großstädte führt die 
Alterung zu einem starken Rückgang des für 
die künftige städtische Ökonomie wichti-
gen jüngeren Arbeitskräftepotenzials, den 
erwerbsfähigen 20- bis unter 40-Jährigen. 
Die mittelfristige Entwicklung im Zeitraum 
2005 – 2025 (Abb. 10) verdeutlicht die Dra-
matik dieser Prozesse. Gegenläufig zur ste-
tigen Abnahme des Anteils jüngerer Men-
schen an der Bevölkerung nimmt der Anteil 
der Älteren in allen Stadt- und Gemeinde-
typen rasant zu, am stärksten in den Mittel- 
und Kleinstädten außerhalb der Stadtregio-
nen sowie den Mittelstädten innerhalb der 
Stadtregionen.
Die Alterung der Bevölkerung wird auch 
Auswirkungen auf die Entwicklungsdy-
namik der für die künftige Stadtentwick-
lung wichtigen Wanderungsgruppen ha-
ben, d. h. die (potenziellen) Stadtflüchtigen, 
die Stadtrückkehrer und die Stadtpräferie-
rer (Abb. 11). Das Potenzial für eine Renais-
sance der Städte bildet die Altersgruppe der 
30- bis 50-Jährigen in den städtischen Kern-
gebieten selbst. Sie kommt für Familien-
bildung und Schaffung von Wohneigen-
tum schwerpunktmäßig in Frage und stellt 
die potenziellen Stadtflüchtigen, die es zu-
nächst einmal in der Stadt zu halten gilt. Bis 
2025 nimmt dieses Potenzial um rd. 1,5 Mio. 
Personen ab. Schon allein deshalb wird sich 
die Suburbanisierung verlangsamen.
Abbildung 9
Zusammenhang von Wirtschaftswachstum und Humankapital
© BBSR Bonn 2009Datenbasis: Laufende Raumbeobachtung  des BBSR
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** standardisierter b-Koeffizient, signifikant bei 1% Irrtumswahrscheinlichkeit
*  standardisierter b-Koeffizient, signifikant bei 5% Irrtumswahrscheinlichkeit
Abbildung 10
Anhaltender demographischer Alterungsprozess
Datenbasis: Laufende Raumbeobachtung 
des BBSR, BBSR-Bevölkerungsprognose 
2005-2025/bbw
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Im Gegensatz dazu nimmt die Altersgrup-
pe der 50- bis unter 70-Jährigen in den Um-
landgemeinden – eine Altersgruppe po-
tenzieller Stadtrückkehrer – als Folge der 
Alterung zu. Diese Altersgruppe schätzt 
möglicherweise innerstädtische Wohnla-
gen, weil diese eher ein Gefühl des Rund-
umversorgtseins gewährleisten als Reihen-
hauskolonien auf der grünen Wiese. Die 
niedrige Wanderungsintensität in dieser Al-
tersgruppe reduziert dieses Potenzial quan-
titativ jedoch auf eine für die Stadtentwick-
lung relativ unbedeutende Größenordnung 
(<100  000 Personen). Gleichwohl lassen die 
leicht gegenläufigen Trends in den Dynami-
ken von potenziellen Stadtflüchtigen (Ab-
nahme) und potenziellen Stadtrückkehrern 
(Zunahme) erwarten, dass die Kernstädte 
mittelfristig als Wohnstandorte an Bedeu-
tung gewinnen könnten.
Allerdings nimmt mittelfristig bis 2025 auch 
das Potenzial an Stadtpräferierern – an jun-
gen Menschen zwischen 18 und 30 Jahren 
– kontinuierlich ab. Diese wanderungswil-
ligste Altersgruppe äußert allgemein eine 
Präferenz für urbanes Leben und gilt so-
mit als Motor für städtisches Bevölkerungs- 
und Wirtschaftswachstum. Auch außerhalb 
der Stadtregionen nimmt deren demogra-
Abbildung 11























































































































Entwicklung des Stadtentwicklungspotenzials* 
2005 bis 2025 in %
*Stadtentwicklungspotenzial: Summe 
der mit der altersspezifischen Wande-
rungsneigung gewichteten Bevölkerung
der potenziellen Stadtpäferierer (18 bis 
unter 30-jährigen im Umland), der poten-
ziellen Stadtflüchtigen (30- bis unter 50-
jährige in den Kernstädten) und der 
potenziellen Stadtrückkehrer (50- bis 
unter 70-jährige im Umland) bezogen 
auf die aktuelle Stadtbevölkerung.
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Datenbasis: BBSR-Bevölkerungs-
prognose 2005-2025/bbw
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phisches Potenzial bis 2025 ab, noch ein 
wenig früher und stärker als in den Stadtre-
gionen selbst. Unter Status-quo-Annahmen, 
also konstantes Wanderungsverhalten die-
ser Altersgruppe unterstellt, sind kumuliert 
rd. 100  000 weniger Wanderungen (das ent-
spricht definitionsgemäß der Größe einer 
Großstadt) in dieser Altersgruppe pro Jahr 
bis 2025 zu erwarten.
Auf der Ebene der einzelnen Stadtregionen 
zeigt sich ein klares Bild: Unterstellt, alle 
theoretisch denkbaren Wanderungspoten-
ziale könnten für die Stadtentwicklung ge-
nutzt werden, also alle potenziellen Stadt-
flüchtigen gehalten und alle potenziellen 
Stadtrückkehrer und Stadtpräferierer zu-
sätzlich gewonnen werden, würden sich 
aktuell noch für mehr oder weniger alle 
Städte beträchtliche demographische Stadt-
entwicklungspotenziale ergeben. Dies zeigt 
die Modellrechnung für das Jahr 2005 (Abb. 
11). Der demographische Wandel führt bis 
2025 dann aber zu einem starken Rückgang 
der Potenziale, am stärksten – bis auf Ber-
lin – in den ostdeutschen Stadtregionen. 
Nur wenige Stadtregionen im Süden sowie 
die Stadtregion Bremen haben mittelfristig 
im Vergleich zu 2005 noch eine leichte Zu-
nahme des demographischen Potenzials für 
Stadtentwicklung zu erwarten.
Städtische Bildungspotenziale
Dem zu erwartenden Bevölkerungsrück-
gang auch in den meisten deutschen Groß-
städten ist aus Perspektive der Stadtent-
wicklung wiederum nur mit Kreativität, 
sprich: noch besserer Qualifizierung und 
besserer Entwicklung vorhandener Res-
sourcen zu begegnen. Jugend ist allein ge-
nommen ein unzureichender Indikator für 
kreatives Potenzial. Deshalb soll hier weiter-
verfolgt werden, welche Auskünfte aus der 
Raum- und Stadtbeobachtung über den Bil-
dungsstand der Bevölkerung zu ziehen sind. 
Neben den Schülerzahlen der verschiede-
nen Schultypen sind im Qualifizierungs-
spektrum für den Schulabschluss insbeson-
dere die Randbesetzungen von Interesse, 
also einerseits die quasi Unqualifizierten 
ohne Schulabschluss und andererseits die 
gut Ausgebildeten mit Fachhochschul- und 
allgemeiner Hochschulreife (Abb. 12).
In den deutschen Großstädten zeigen 
sich bereits hinsichtlich der schulischen 
Grundqualifikation starke Unterschiede: 
Der Jahrgangsanteil derjenigen ohne Haupt-
Abbildung 12 
Schulabschlüsse für Hochschulzugang – 2006
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Schulabgänger mit Hochschulreife je 100 Einwohner
einer Jahrgangsstufe 
Datenbasis: Laufende Raumbeobachtung des BBSR
Geometrische Grundlage: BKG, BBSR-Kreisregionen, 31.12.2006
Die Größe der Gebiete im Kartogramm verhält sich proportional zu ihrer Einwohnerzahl.
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schulabschluss variiert 2006 zwischen 3,4 % 
und 16,4 % (Bundesdurchschnitt: 7,9 %), der 
Anteil derjenigen mit Hochschulreife zwi-
schen 15,7 % und 49,8 % (Bundesdurch-
schnitt: 25,3 %). Im Durchschnitt ist in 
Kernstädten der Anteil der Schulabgänge-
rinnen und -abgänger mit Hochschulreife 
deutlich höher als sonst im Lande. Die aus 
allen Schulstudien bekannte soziale Deter-
minierung von Bildungsabschlüssen lässt 
somit in Kernstädten sowohl einen höhe-
ren Anteil Hochqualifizierter als auch einen 
problematischen, bundesweit ähnlich ho-
hen Anteil Geringqualifizierter erwarten.
Die Schulabschlussquoten variieren im fö-
deral differenzierten Bildungswesen nach 
Ländern sowie nach Geschlecht und vor al-
lem nach Geburtsland. Nach wie vor be-
stehen starke Unterschiede zwischen der 
deutschen Bevölkerung und den einzelnen 
Zuwanderergruppen. Zuwanderer aus der 
Türkei weisen den höchsten Anteil an Per-
sonen ohne Schulabschluss auf; sie sind 
auch zusammen mit solchen aus Südwest-
europa bei den höheren Schulabschlüssen 
unterrepräsentiert. Ein Großteil der Un-
terschiede erklärt sich durch die Wande-
rungsgeschichte, da in Westdeutschland vor 
allem niedrig qualifizierte Arbeiter ange-
worben und bis Ende der 1970er Jahre keine 
bildungspolitischen Integrationsmaßnah-
men ergriffen wurden. Für dieses Ergebnis 
spricht, dass die zweite Generation deutlich 
höhere Schulabschlüsse erreicht und sich 
seit den 1980er Jahren der Bildungsabstand 
zwischen Deutschen und Zuwanderergrup-
pen, die seit längerer Zeit in Deutschland 
leben, zunehmend verringert. Allerdings 
gibt es auch deutliche Unterschiede zwi-
schen den Mitgliedern verschiedener Her-
kunftsnationen.
Neben den nach Geschlecht, Nationali-
tät oder Studienfach differenzierten Stu-
dierendenzahlen sind – folgt man den Ar-
gumenten einer sich an kreativen Milieus 
ausrichtenden ökonomischen Theorie – vor 
allem die Wohnorte der Kreativen von In-
teresse. Wo sich bislang bereits Menschen 
mit hoher beruflicher Qualifikation wohl-
fühlen, zieht es voraussichtlich zukünftig 
noch mehr hin. Auch hinsichtlich des An-
teils der Beschäftigten mit Fach-, Fachhoch- 
oder Hochschulabschluss an den sozialver-
sicherungspflichtig Beschäftigten (Abb. 13) 
gibt es in den deutschen Städten 2006 gro-
ße Differenzen: Zwischen 5,7 % und 24,2 % 
der großstädtischen Beschäftigten zählen 
zu diesen Hochqualifizierten im Berufleben 
(Bundesdurchschnitt: 9,7 %). Um zu zeigen, 
wie stark sich Hochqualifizierte bereits heu-
te in den Großstädten konzentrieren, wird 
für diese Darstellung wiederum ein Karto-
gramm benutzt.
Auf dem ersten Bildungsweg nicht erwor-
bene Qualifikationen können durch Weiter-
bildungsangebote z. B. an Volkshochschu-
len (VHS) nachgeholt oder ergänzt werden. 
Dies gilt auch für die allgemeine Weiterbil-
dung in späteren Lebensphasen, wobei vor-
liegend vor allem das VHS-Angebot interes-
siert, das auf soziokulturelles Interesse und 
Weltoffenheit hinweist. Z. B. zeichnet sich 
das Angebot vor allem in den Kernstädten 
und den Stadtregionen durch einen sehr 
großen Anteil an Sprachkursen aus. Dies 
verweist zunächst vielleicht auf gewünschte 
Sprachkenntnisse für den Auslandsurlaub, 
aber auch auf eine angestrebte oder er-
wünschte Internationalität. Dass das Kurs-
angebot hier in den Kernstädten während 
der vergangenen Jahre tendenziell gestie-
gen ist, zeigt zugleich, dass eine steigende 
Zahl von Menschen Interesse am zusätzli-
chen Spracherwerb hat.
Insgesamt weisen die Befunde (erwartungs-
gemäß) auf mehr und vielfältigere (Weiter-)
Bildungsangebote in den Großstädten hin. 
Allerdings spreizen sich die erzielten Bil-
dungsabschlüsse dort auch stärker als sons-
two im Land. Diese Spreizung zwischen 
„Bildungsverweigerern“ und „Bildungsge-
winnern“ ist nur zum Teil auf den größe-
ren Migrantenanteil in den Kernstädten zu-
rückzuführen, deutlich ausschlaggebender 
für die Möglichkeiten der Kinder scheint 
der Bildungshintergrund der Eltern zu sein. 
Auch diesbezüglich weisen Großstädte ein 
breiteres Spektrum auf.
Städten stehen somit weiterhin größte An-
strengungen für die Qualifizierung ihrer 
Kinder, Jugendlichen und jungen Erwachse-
nen bevor, die schlimmstenfalls nicht aus-
reichen könnten. Denn in Zukunft wird die 
Dienstleistungs- und Wissensgesellschaft 
–  und damit die städtische Ökonomie – 
mehr gut qualifizierte Arbeitskräfte brau-
chen. Die Gründe hierfür veranschaulicht 
der Prognos-Deutschland-Report21: Da-
nach wachsen die Nachfrage nach Arbeit-
nehmern mit abgeschlossener Berufsaus-
bildung von etwa 20 Mio. heute auf über 25 
Mio. bis 2030 und die Stellen für Beschäftig-
Hans-Peter Gatzweiler, Antonia Milbert, Gabriele Sturm: 
Potenziale deutscher Städte in Zeiten des Wandels170
te mit Hochschulabschluss von etwa 6 Mio. 
auf über 11 Mio. an. Die Lücke zwischen 
Angebot und Nachfrage bei gut qualifizier-
ten Fachkräften lässt sich voraussichtlich 
nicht mehr nur durch mehr Investitionen in 
Bildung – sowohl in Ausbildung als auch in 
Fort- und Weiterbildung – schließen. Weite-
re Zuwanderung qualifizierter Arbeitskräf-
te aus dem Ausland dürfte unumgänglich 
sein. Die Anpassung der Bildungs- und Aus-
bildungseinrichtungen an die Herausforde-
rungen der Wissensgesellschaft und an die 
Erfordernisse einer multiethnischen Stadt-
gesellschaft ist somit eine der wichtigsten 
Zukunftsaufgaben.
Potenziale durch Internationalisierung/ In-
ternationalität
Laut Statistischem Bundesamt lebten 2007 
in Deutschland 15,4 Mio. Personen mit Mi-
grationshintergrund22, was 18,8 % der Be-
völkerung in Deutschland entspricht. Da-
von hatte weniger als die Hälfte, nämlich 
7,3 Mio. oder 8,9 % der Bevölkerung, keine 
deutsche Staatsbürgerschaft und galt somit 
als Ausländer. 
Für die Städte ist dies in zweierlei Hinsicht 
bedeutsam: Zum einen ist die Internationa-
lisierung der Bevölkerung, d. h. der Anteil 
von Migrantinnen und Migranten in den 
deutschen Städten, vor allem den Groß-
städten, wesentlich höher23 als in ländlicher 
geprägten Gemeinden (Abb. 14). Zum an-
deren wird der Internationalität im Sinne 
von weltweiten (wirtschaftlichen) Verflech-
tungen und guter transnationaler Erreich-
barkeit ein zunehmender Stellenwert im 
Hinblick auf Stadtentwicklung zugespro-
chen. Allerdings tut sich Deutschland mit 
dem Faktum Einwanderungsland bekannt-
lich schwer, wodurch über Jahrzehnte eine 
angemessene Einwanderungs- und Integra-
tionspolitik versäumt wurde. Die negativen 
Folgen zeigen sich nicht zuletzt am relativ 
schlechteren Abschneiden vieler deutscher 
Großstädte bei internationalen Schulleis-
tungstests.
So liegt die Ausbildungsbeteiligungsquo-
te von jungen Erwachsenen im Alter von 
18 bis unter 21 Jahren bei Ausländern (etwa 
286  000 gemäß Bevölkerungsfortschrei-
bung) nicht nur deutlich unter der von Per-
Abbildung 13 
Beschäftigte mit Fach-, Fachhoch- oder Hochschulabschluss an den sozialversicherungspflichtig Beschäftigten – 2006
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Anteil der sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigten mit Fachschul-, Fachhochschul- 
oder Hochschulabschluss 2006 in %
Datenbasis: Laufende Raumbeobachtung des BBSR,Beschäftigtenstatistik der BA
Geometrische Grundlage: BKG, BBSR-Kreisregionen, 31.12.2006
Die Größe der Gebiete im Kartogramm verhält sich proportional zu ihrer Einwohnerzahl.
bis unter   5
5 bis unter   7
7 bis unter   9








































Informationen zur Raumentwicklung 
Heft 3/4.2009 171
sonen mit deutscher Staatsangehörigkeit 
(etwa 2,58 Mio.), sondern ist während der 
vergangenen zehn Jahre auch stetig gesun-
ken. Sie lag Ende 2005 bei nur noch knapp 
24 % − bei Frauen trotz ihrer vergleichswei-
se besseren Schulabschlüsse niedriger als 
bei Männern. Von allen registrierten Aus-
zubildenden hatten nur 4,4 % keine deut-
sche Staatsangehörigkeit. Unter den Stu-
dierenden im Wintersemester 2005/06 
waren 12,5 % Ausländer. Davon hatten aber 
nur 2,9 % ihren bisherigen Bildungsweg in 
Deutschland genommen. 
Laut Mikrozensus verfügen aus der Alters-
gruppe der 25- bis unter 35-Jährigen nur 
53,5 % der Ausländer, aber 77 % der Ge-
samtbevölkerung über einen beruflichen 
Bildungsabschluss. Dazu zählt auch ein 
Hochschulabschluss, über den in dieser Al-
tersgruppe 15,1 % der Ausländer gegenüber 
15,7 % der Gesamtbevölkerung verfügen. 
Problematisch ist vor allem, dass 46,5 % der 
25- bis unter 35-jährigen Ausländer gegen-
über 22,1 % der gleichaltrigen Gesamtbevöl-
kerung keinen Bildungsabschluss haben.24 
Eine Studie des Instituts für Arbeitsmarkt- 
und Berufsforschung (IAB)25 zeigt zudem, 
dass Migranten in den USA, Kanada und 
Australien sehr viel höher qualifiziert sind 
als in Deutschland und Frankreich. Zu-
dem sind sie in diesen klassischen Einwan-
derungsländern im Durchschnitt deutlich 
besser ausgebildet als die Bevölkerung ih-
rer Herkunftsländer. In Deutschland dage-
gen verfügen die meisten Zuwanderer so-
gar über niedrigere Bildungsabschlüsse als 
ihre Landsleute daheim – eine Spätfolge der 
deutschen Anwerbepolitik in den 1960/70er 
Jahren, bei der gezielt Arbeitskräfte mit 
niedriger Qualifikation gesucht wurden. 
Die fortbestehende weitgehende Exklusi-
on des in der zugewanderten Bevölkerung 
vorhandenen kulturellen Kapitals zeigt sich 
darüber hinaus an den wesentlich höhe-
ren Arbeitslosenquoten auch gut ausgebil-
deter Migrantinnen und Migranten: Waren 
2004 von allen akademisch ausgebildeten 
gebürtigen Deutschen 8,1 % arbeitslos, so 
betrug diese Quote bei Ausländern 18,9 % 
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tig sind entsprechende Exklusionen zu ver-
meiden.
Damit sich die potenziellen Chancen im 
Zusammenhang mit Zuwanderung künf-
tig in Städten entfalten können, bedarf es 
einer nachhaltigen Bildungs- und Arbeits-
marktintegration. Diesbezüglich sind die 
Städte – u. a. wegen der unterschiedlichen 
Herkunftsländer und der damit verbunde-
nen mehr oder weniger guten Integration 
– sehr unterschiedlich aufgestellt. Es über-
lagern sich verschiedene Zuwanderungs-
traditionen und unterschiedliche Qualifi-
kationsniveaus: So verzeichnen 2005 die 
Städte Frankfurt/Main, München, Stutt-
gart, Mannheim und Aachen große Antei-
le an Ausländern unter den sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigten am Arbeitsort 
(zwischen 14,6 % und 11,3 %). Während in 
Stuttgart 45,8 % und in Frankfurt/Main 39 % 
der ausländischen Beschäftigten einen se-
kundären oder tertiären Bildungsabschluss 
haben, sind es in Berlin nur 29 % (bei ei-
nem Ausländeranteil von 6,1 % an den so-
zialversicherungspflichtig Beschäftigten am 
Arbeitsort).27
Zum einen muss also zukünftig Ausländern, 
die hierzulande ihren Bildungsweg nehmen, 
der Weg an die Hochschulen geebnet wer-
den. Dies nicht nur, weil der derzeitige Zu-
stand ungerecht ist, sondern auch, weil es 
sich keine Gesellschaft dauerhaft leisten 
kann, vorhandene Potenziale zu übersehen. 
Zum anderen sind gerade die großen deut-
schen Städte auf die zusätzliche Anwerbung 
von qualifizierten Ausländern angewiesen, 
um sich für die Übernahme von internatio-
nalen Dienstleistungen und generell inner-
halb der internationalen Arbeitsteilung zu 
rüsten. Möglicherweise ziehen dann wieder 
die Standorte qualifizierte ausländische Ar-
beitskräfte an, die von anderen auch schon 
als Studienorte präferiert wurden. 2007 stu-
dierten in Deutschland vor allem junge Er-
wachsene aus Ost- und Westeuropa und 
aus Ostasien, differenziert nach Staaten ins-
besondere aus China, der Türkei, Polen, der 
russischen Föderation und Bulgarien. Im 
Gegenzug gingen die meisten deutschen 
Studierenden 2005 in die Niederlande, nach 
Großbritannien oder nach Österreich.28 Hin-
sichtlich der durch Bildungswanderungen 
entstehenden Netzwerke ist es nicht un-
wahrscheinlich, dass sich kulturelle Cluster 
bilden. International mobile Arbeitskräfte 
werden sich jedoch nicht nur nach sozialen 
Netzwerken ausrichten, sondern vor allem 
an den vorhandenen Arbeitsplätzen und 
der erkennbaren internationalen Offenheit 
einer sich um sie bewerbenden Stadt. Für 
die sog. weichen Standortfaktoren steht un-
missverständlich die bereits vor Ort ansäs-
sige internationale Gesellschaft.
4 Beobachtungslücken hinsichtlich 
ökologischer Grundlagen
Nicht erst, aber verstärkt seit dem Rio-Gip-
fel von 1992 rücken die ökologischen Fol-
gen des menschlichen Wirkens in den Blick-
punkt. Verdienst des Brundtlandberichts 
und der daraus entstandenen internationa-
len Erklärung von Rio ist es, dass sie Öko-
nomie, Soziales und Ökologie als Zusam-
menhang begreifen und die Schwerpunkte 
zwischen diesen Bereichen stärker zuguns-
ten des Sozialen und der Ökologie neu jus-
tieren. Belege hierfür sind z. B. die umwelt-
ökonomischen Gesamtrechnungen des 
Bundes und der Länder29 sowie die unzäh-
ligen Entwicklungen im Bereich der Nach-
haltigkeitsindikatoren.30 
Ein einmaliges, handlungsleitendes Doku-
ment von Rio ist die „Agenda 21“ mit dem 
Leitmotiv „Global denken, lokal handeln“31, 
womit Nachhaltigkeit und Zukunftsfähigkeit 
auch in Deutschland und der EU zu zentra-
len Herausforderungen für die Kommunen 
wurden. In über 2 600 Gemeinden deutsch-
landweit (Stand September 2006) besteht 
ein Beschluss zur Erarbeitung einer Lokalen 
Agenda 21. Die globalen Umweltprobleme 
finden so auch in den Städten Ansprech-
partner, wobei die wichtigsten Handlungs-
felder die natürlichen Ressourcen (insbe-
sondere Energie), eine umweltfreundliche 
Mobilität und der Flächenverbrauch sind. 
Hier haben neben den Sektorpolitiken auch 
die Raumentwicklungspolitik und die Poli-
tik der Stadterneuerung eine herausragen-
de Bedeutung.32
Flächenverbrauch 
Kaum ein anderes Ziel ist so konkret ge-
fasst wie das Ziel der Nationalen Nachhal-
tigkeitsstrategie, den Flächenneuverbrauch 
für Siedlung und Verkehr bis 2020 auf 30 
ha/Tag zu reduzieren. In der Begründung 
heißt es: „Neben den direkten Umweltfol-
gen einer Ausweitung der Siedlungs- und 
Verkehrsflächen – wie dem Verlust der na-
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türlichen Bodenfunktionen durch Versiege-
lung, dem Verlust an fruchtbaren oder na-
turnahen Flächen sowie an Biodiversität 
– erzeugt jede Neuerschließung von Bauflä-
chen im Umfeld der Städte und außerhalb 
von bisherigen Siedlungskernen auch mehr 
Verkehr. Dies führt zu weiteren Umweltbe-
lastungen durch Lärm, Energieverbrauch 
und Schadstoffemissionen. Darüber hinaus 
ist die Zersiedlung immer auch mit einem 
erhöhten technischen und finanziellen Auf-
wand für die Bereitstellung der Infrastruk-
turen verbunden.“33 Modernisierung darf in 
diesem Bereich also keinesfalls länger mit 
Wachstum gleichgesetzt werden.
Es besteht ein deutlicher Zusammenhang 
zwischen den Siedlungsstrukturen und dem 
Siedlungsflächenverbrauch (Abb. 15). Je 
städtischer die Strukturen, desto geringer ist 
der Zuwachs an neu erschlossenen Flächen 
für Siedlung und Verkehr, sowohl auf die ge-
samte verfügbare Bodenfläche als auch auf 
jeden Einwohner bezogen. Der Zeitraum 
umfasst die nachholende, großzügige Aus-
weisung von Siedlungs-, vor allem Gewer-
beflächen in den neuen Ländern nach der 
Wende. Doch auch hier ist der enge Zusam-
menhang eindeutig. Die Konzepte für den 
Schutz der Ressource Fläche lauten daher 
auch Innenentwicklung vor Außenentwick-
lung, Wiedernutzung von Brachen, Sied-
lungsentwicklung entlang von bereits er-
schlossenen Verkehrsinfrastrukturen und 
flächensparendes Bauen.34
Allerdings bleiben die Erfolge, die sich be-
reits jetzt abzeichnen müssten, noch weit 
hinter dem vereinbarten Ziel zurück (Abb. 
16). Stefan Siedentop und seine Arbeitsgrup-
pe35 machen dafür auch die eingeschränkte 
sachliche Auflösung von Flächennutzungs-
daten nach verschiedenen Nutzungsarten 
verantwortlich. Sie bietet nur wenig Mög-
lichkeiten, die Flächeninanspruchnahme 
sowie Nutzungsänderungen innerhalb der 
Siedlungsflächen differenziert zu analysie-
ren. So bleibt es für die Handelnden auch 
Abbildung 15
Beziehung von Siedlungsflächenverbrauch und Verstädterung
Datenbasis: Laufende Raumbeobachtung des BBSR
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Entwicklung der Siedlungs- und Verkehrsfläche 1996–2004 
in %
Verstädterungsgrad 2006 in %*
* Anteil der Bevölkerung, der in Groß-, Mittel- und Kleinstädten lebt, 
  an der Bevölkerung insgesamt
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in den Städten schwierig, die Auswirkun-
gen ihrer Entscheidungen konkret nachzu-
verfolgen.
Verkehr und Energieverbrauch
Zersiedelung erzeugt Verkehr, in unserer 
modernen Gesellschaft überwiegend mo-
torisierten Individual- und Güterverkehr. 
2006 nahm der motorisierte Individualver-
kehr einen Anteil von 80,3 % an der gesam-
ten Beförderungsleistung ein.36 Verkehr, vor 
allem der Individualverkehr, der fossile Be-
triebsstoffe verbrennt, verursacht wiederum 
Emissionen. So trägt der Verkehrsbereich 
mit 13 % bis 20 % zu den Treibhausgasemis-
sionen bei.37 
Abbildung 17 zeigt eine deutliche Abhän-
gigkeit der Fahrleistungen im motorisierten 
Individualverkehr von der Siedlungsstruk-
tur. In Agglomerationsräumen und städti-
schen Gebieten entsteht proportional mehr 
Verkehr je Fläche als in eher ländlich struk-
turierten Gebieten. Dass es sich um einen 
Mengeneffekt handelt – mehr Menschen er-
zeugen mehr Verkehr – wird dadurch deut-
lich, dass die Pro-Kopf-Fahrleistung in den 
großen Agglomerationen viel geringer ist. 
Sie sinkt mit zunehmender Siedlungsdichte 
und steigendem Verstädterungsgrad.
Abbildung 17
Beziehung von Fahrleistungen im motorisierten Individualverkehr und Verstädterung
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In Zentren und Städten existieren mit dem 
besseren Ausbau des öffentlichen Perso-
nennahverkehrs Alternativen zum Indi-
vidualverkehr, und in Städten wird die-
ses Angebot auch stärker genutzt (Abb. 18). 
Den Regionen gelingt es in unterschiedli-
chem Grad, den Individualverkehr zu be-
grenzen, was die hohe Streuung in der Pro-
Kopf-Fahrleistung in weniger verstädterten 
Regionen zeigt. An der politischen Ent-
scheidung der 1960er und 70er Jahre, dem 
Individualverkehr den Vorzug zu geben, 
trägt die heutige Gesellschaft vor dem Hin-
tergrund absehbar endlicher fossiler Brenn-
stoffe schwer, vor allem in weniger dichten 
und ländlichen Regionen. Ost- und West-
deutschland unterscheiden sich hier nicht 
voneinander; 2005 haben die ostdeutschen 
Bürger ihr Fahrverhalten dem Westdeut-
schen schon nahezu vollständig angepasst. 
Zwar besitzen ostdeutsche Haushalte sel-
tener einen Zweitwagen, weshalb die Pkw-
Nutzung ostdeutscher Frauen viel geringer 
ist als die westdeutscher Frauen. Doch die 
Männer in Ost und West nutzen den eige-
nen Wagen gleich viel.
Nutzung natürlicher Ressourcen – Beispiel 
Wasser
Ähnlich wie beim Verkehr verhält es sich 
auch mit der Nutzung anderer natürlicher 
Ressourcen. Dies wird hier aus Gründen der 
Datenverfügbarkeit exemplarisch an der 
Ressource Trinkwasser aufgezeigt. 
Mehr Menschen benötigen natürlich ins-
gesamt mehr Wasser, daher steigt der Was-
serverbrauch graduell mit dem Verstäd-
terungsgrad. Pro Person und Tag ist diese 
Abhängigkeit weit weniger eindeutig und 
scheint einer quadratischen Funktion zu 
folgen mit geringerem Wasserverbrauch in 
Regionen mit Verstädterungsansätzen und 
steigendem Wasserverbrauch in stärker 
ländlichen Regionen sowie in stärker städ-
tischen Regionen. Wegen der hohen Streu-
ungen ist diese Funktion jedoch statistisch 
nicht abgesichert.
Wasser wird im strengen Sinne nicht ver-
braucht, sondern genutzt und als Abwas-
ser dem Kreislauf wieder zugeführt. Prob-
lematisch an der Wassernutzung sind daher 
einerseits die regional unterschiedliche 
Notwendigkeit zur Verwendung von Ober-
flächengewässern sowie die Absenkung 
von Grundwasserspiegeln durch übermäßi-
ge Grundwasserentnahme, andererseits die 
starke Verunreinigung der Abwässer und die 
so teils schwere, teils kostenintensive Reini-
gung. Die Nutzung von Wasser geht einher 
mit einem hohen Energieverbrauch z. B. bei 
der Warmwasseraufbereitung, so dass der 
Hauptvorteil einer Wassereinsparung in der 
Einsparung von Energie gesehen wird.38 Re-
gional treten zudem wirtschaftliche Pro-
bleme durch das Auseinanderdriften von 
prognostizierten und installierten Leitungs-
systemen und dem tatsächlichen Was-
serverbrauch auf39, was vor allem in Ost-
deutschland zu einem Problem geworden 
ist: Die überdimensionierten Infrastruktu-
Abbildung 19
Beziehung von Wasserverbrauch und Verstädterung
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ren zur Wasserver- und -entsorgung kosten 
den Kommunen viel Geld, was sich in den 
Gebühren niederschlägt und folgend die 
Bürger zu größeren Anstrengungen im Was-
sersparen veranlasst.
Stadtspezifische Umweltprobleme
Dass Städte größere Umweltverschmut-
zer sind, hat im Wesentlichen zwei Grün-
de: Erstens sind sie historisch gesehen die 
Zentren der industriellen Revolution und 
der mit der unbekümmerten Industriepro-
duktion der letzten Jahrhunderte verknüpf-
ten Umweltverschmutzung. Zweitens findet 
sich in Städten ein fühlbar schlechteres Mi-
kroklima aufgrund von höherer Luft- und 
Lärmbelastung, nicht zuletzt auch durch 
die Kumulation von gewerblicher Produk-
tion und Verkehr. So sind es auch vornehm-
lich die Großstädte, die Tagesgrenzwerte an 
Luftschadstoffen häufiger überschreiten.40 
Verdichtung bringt also eine punktuell hö-
here Umweltbelastung mit sich.
Auf den Einzelnen bezogen unterscheidet 
sich die Stadt- von der Landbevölkerung 
jedoch nicht, eher sogar in der Form, dass 
Verdichtung den Ressourcenverbrauch ein-
schränkt und Entdichtung einen sorglose-
ren Umgang mit den scheinbar unbegrenzt 
zur Verfügung stehenden Ressourcen nach 
sich zieht. Auch die Messung und Bewer-
tung nachhaltiger Entwicklung analog des 
BBSR-Indikatorenkonzepts hat im Bereich 
Ökologie keinen Stadt-/Landeffekt nach-
weisen können, sondern belegt eine sehr 
heterogene Entwicklung mit regionalen 
Einzelerfolgen.41
Städte können also einen wirksamen Bei-
trag zur Lösung der eigenen und der über-
regionalen bzw. globalen Umweltprobleme 
leisten, indem sie konsequent die Potenzi-
ale nutzen, die sich aus der Verdichtung er-
geben. Sie könnten z. B. Vorreiter sein in 
der Umsetzung einer zukunftsfähigen und 
nachhaltigen Mobilität, weil sich in Städten 
am ehesten kosten- und energieeffiziente 
ÖPNV-Systeme und eine Verkehrspolitik der 
kurzen Wege realisieren lassen.42
Allerdings stehen Stadt und Land in engen 
Abhängigkeitsbeziehungen. Rohstoffe, Le-
bensmittel, Halbfertigwaren etc. werden 
vom Umland/Land in die Stadt transpor-
tiert und hochwertige Güter und Dienst-
leistungen von der Stadt aufs Land. Städ-
te sind Arbeitsmarkt- und Bildungszentren 
und übernehmen wichtige Funktionen z. B. 
der gesundheitlichen Versorgung auch für 
das (Um-)Land. Erholung in der Natur fin-
den Städter dagegen überwiegend nur noch 
auf dem Land. Insofern sind alle Regionen 
gefordert, die ihnen zur Verfügung stehen-
den Ressourcen und Potenziale in Richtung 
stärkerer Nachhaltigkeit zu nutzen. 
Wie bei den wirtschaftlichen und sozia-
len Entwicklungsprozessen übernimmt 
die Stadt- und Raumbeobachtung auch in 
puncto Umwelt Berichts- und Frühwarn-
funktionen. Erstaunlich ist dabei jedoch, 
dass trotz der dauerhaften Einklage ent-
sprechende Datengrundlagen auf der kom-
munalen und regionalen Ebene fehlen oder 
absolut unzureichend sind. Die Hinterle-
gung von Indikatorenkonzepten nachhalti-
ger Regional- und Kommunalentwicklung 
mit konkreten Daten scheitert nicht selten 
an gerade dieser ökologischen Dimension.
Die nunmehr fast zwanzig Jahre währende 
Nachhaltigkeitsdebatte hat u. a. deutlich ge-
zeigt, dass die Gleichgewichtigkeit der drei 
Bereiche Ökonomie, Soziales und Ökologie 
eine sehr fragile ist: Folgewirkungen von Ent-
wicklungen und wirtschaftlicher und poli-
tischer Gestaltungen sind in den Bereichen 
Soziales und vor allem in der Ökologie nur in 
mindestens mittelfristiger, meist langfristiger 
Perspektive messbar, während sich die mo-
derne Gesellschaft daran gewöhnt hat, an-
getrieben durch die globalisierte Wirtschaft 
mehrheitlich in kurzfristigem Aktionismus 
zu (re)agieren. Konjunkturschwächen – als 
besonders drastisches Beispiel die aktuel-
le Finanz krise – führen sehr schnell zu einer 
Rückwendung allein auf die Ökonomie und 
zu einem Aufschieben von ähnlich drängen-
den sozialen und ökologischen Handlungs-
erfordernissen.43
5 Einige Schlussfolgerungen für die 
Strategie einer Nationalen Stadt- 
entwicklungspolitik
In den bisherigen Ausführungen wurde das 
Gewicht weniger auf die vielfältigen Kom-
ponenten des raumbezogenen Informa-
tionssystems des BBSR und ihrer Möglichkei-
ten für Struktur- und Prozessanalysen gelegt 
als vielmehr auf wichtige Themenstellungen 
für die Städte und Stadtregionen in Deutsch-
land. Dabei ist deutlich geworden, dass 
Städte zwar vielfältige Aufgaben zu meistern 
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haben, dass sie dafür aber auch über um-
fangreiche Potenziale verfügen. Diese Poten-
ziale stehen nicht für alle Städte gleicherma-
ßen zur Verfügung. Jeweils lokal sind deren 
Umfang und Zusammensetzung auszuloten 
und entsprechende Handlungsperspektiven 
zu entwickeln. Insofern konnten in diesem 
Beitrag nur allgemeine Tendenzen für bishe-
rige und mögliche zukünftige Entwicklungen 
in deutschen Städten aufgezeigt werden. Zu-




prozesse. Lokale Entwicklungen sind dabei 
immer auch mit globalen Entwicklungen 
verknüpft. In diesem Zusammenhang wird 
die Endlichkeit der ökologischen Ressour-
cen zu einem zentralen Faktor. Wachstum 
wird dauerhaft nur in den Bereichen mög-
lich sein, wo erneuerbare Ressourcen ge-
nutzt werden können (z. B. Energie) oder 
vorhandene Potenziale bislang nicht er-
kannt wurden bzw. sich nicht im angemes-
senen Umfang einbringen konnten (z. B. 
menschliches Vermögen). Wissen und eine 
effiziente, umweltverträgliche Energiever-
sorgung sind die beiden wichtigsten Res-
sourcen für die Zukunft der Städte. Städte-
wachstum ist entsprechend zu bewerten.
•	 Wissen	 ist	 kontextgebunden	 –	 seine	 Pro-
duktion auf Urbanität angewiesen. Die Orte 
der Wissensproduktion zu entwickeln, zu 
vernetzen und die notwendigen Infrastruk-
turen hierfür aufzubauen, ist eine unver-
zichtbare Leistung öffentlicher Daseinsvor-
sorge. Die ökonomische Umstrukturierung 
von einer Industrie- zu einer Dienstleis-
tungsgesellschaft – und diesbezüglich spe-
ziell zu einer Wissensgesellschaft – verlangt 
aber neben ökonomischem zwingend auch 
soziales und kulturelles Kapital. Beides ist 
zwar umfangreich vorhanden, wird aber in-
folge der im Modernisierungsprozess fokus-
sierten Ökonomisierung zu stark vernach-
lässigt bzw. wenig gepflegt und geachtet.
•	 Insbesondere	Bildung	 als	Teil	 kulturellen	
Kapitals wird immer wichtiger für die Zu-
kunft unserer Gesellschaft. Aktuell erweisen 
sich Städte bereits als Magneten für junge, 
gebildete und sich (weiter-)bildende Men-
schen. Dazu kommt, dass viele Städte in-
folge einer Jahrzehnte währenden Zuwan-
derung aus dem Ausland inzwischen auch 
über eine große Vielfalt kulturellen Kapitals 
verfügen. Immigration ist eine unverzicht-
bare Ressource der Stadtentwicklung. Der-
zeit zeitigt die damit verbundene Fremdheit 
mancherorts zwar unübersehbare Integra-
tionsprobleme, birgt jedoch auch Entwick-
lungsmöglichkeiten, die bislang noch zu 
wenig gedacht wurden.
Um dieses kulturelle Kapital tragfähig wer-
den zu lassen bzw. überhaupt erst in sei-
nen Möglichkeiten zu entfalten, sind ver-
stärkte Investitionen in Bildung notwendig 
sowie neue oder veränderte Kommunika-
tionsstrukturen. Für die sich international 
orientierenden kreativen Milieus ist Viel-
falt an kulturellem Kapital eine notwendige 
Qualität von potenziellen Arbeits- und Le-
bensorten. Denn die an der Produktion von 
hochwertigen Dienstleistungen und Wissen 
beteiligten Akteure hegen besonders hohe 
Anforderungen an weiche Standortqualitä-
ten wie Kultur, Toleranz, Freizeit, Stadtbild, 
Freiräume und Umwelt.
•	 Produktivitätssteigerungen	 in	 der	 Wirt-
schaft führen für die Einzelnen zu immer 
engeren Zeitregimes. Zusammen mit einer 
fortschreitenden Individualisierung führt 
dies zu einer Schwächung bzw. Gefährdung 
von sozialem Kapital. Wenn Großfamilien 
und Nachbarschaften immer seltener bzw. 
nur noch wenige der traditionell privat or-
ganisierten Fürsorgeaufgaben wahrnehmen 
(können), müssen diese vergesellschaftet 
werden. Damit wird soziale Fürsorge zur 
Dienstleistung, mit entsprechenden Folgen 
für die Art der Beziehungen zwischen den 
Menschen sowie für ein Denken in Verant-
wortlichkeiten.
Speziell im Hinblick auf das engere Zusam-
menleben von Städtern sind folglich Initia-
tiven für Nachbarschaften oder für altersge-
mischte Stadtquartiere etc. zu unterstützen, 
da sich so auch neue Freiräume und neue 
Arten des Zusammenlebens entwickeln 
können. Soziales Kapital ist zu achten und 
zu pflegen, da ohne es Eigeninitiative für 
die Gemeinschaft wie politisches Engage-
ment für die Gesellschaft undenkbar sind.
•	 Die	Altersstruktur	der	meisten	Städte	und	
Stadtregionen weist auf viele junge Erwach-
sene (eine Folge der in dieser Altersgrup-
pe erfolgenden Bildungs- und Arbeitsplatz-
Wanderungen), aber auch (als ein Aspekt 
des demographischen Wandels) auf einen 
zunehmenden Anteil älterer und alter Men-
schen hin, die nicht mehr erwerbstätig sind. 
Beide generationellen Gruppen stellen an 
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die Stadt unterschiedliche Anforderungen 
hinsichtlich der gewünschten bzw. erforder-
lichen Infrastrukturausstattung. Sie bringen 
der Stadt aber zugleich auch unterschiedli-
che Ressourcen.
Die jungen Erwachsenen bringen neues 
Denken, pflegen internationale Vernetzung 
oder entwickeln relativ unbeschwert alter-
native Alltagspraktiken. Die Generation der 
Seniorinnen und Senioren hat vielleicht 
mehr Zeit, kann vielerlei Erfahrungen mit-
einander verknüpfen und ist sesshafter, mit 
entsprechend dauerhafteren Beziehungen 
am Ort. Spannendes kann in einer Stadt 
entstehen, wenn solche Potenziale zusam-
mengeführt werden können und sich krea-
tiv ergänzen.
Die historisch gewachsenen und immer 
wieder bewiesenen Stärken der europäi-
schen Stadt zeigen zugleich Chancen wie 
Zukunftsaufgaben auf. Es geht um die Kul-
tivierung von städtischen Transforma-
tionsprozessen, seien es Wachstums- oder 
Schrumpfungsprozesse. Städte sind Orte 
ständiger Transformation. Insgesamt ver-
spricht der derzeitige Wandel nicht zwin-
gend eine Renaissance der Städte, bietet je-
doch vielfältige Möglichkeiten, die für jede 
Stadt einzeln entsprechend den lokalen 
Ressourcen auszuloten sind. Es wird also 
notwendig sein, eine gezielte Politik pro 
Stadt zu betreiben, Städte als Wohn- und 
Arbeitsort attraktiv zu gestalten. 
Eine Stadtentwicklungspolitik, die auf eine 
Renaissance der Städte zielt, muss vorran-
gig auf drei Ziel- bzw. Wanderungsgrup-
pen setzen: Erstens sollten Stadtflüchtige 
bzw. die „Suburbaniten“ in der Stadt gehal-
ten werden. Zweitens ist die ältere Genera-
tion im Umland als Rückkehrer für die Stadt 
zu gewinnen. Und drittens sind junge Men-
schen, die mit ihrem Kreativitäts- und Inno-
vationspotenzial die Motoren für die wirt-
schaftliche und gesellschaftliche Dynamik 
der Städte sind, weiter für die Städte zu be-
geistern.
Das mittelfristig stark abnehmende Ar-
beitskräftepotenzial für die künftige städ-
tische Ökonomie erfordert darüber hinaus 
Zuwanderung aus dem Ausland. Die Städ-
te – zumal die Großstädte – haben nur eine 
Zukunft als „Einwanderungsstadt“. Wenn 
die Neuen künftig nicht mehr als Belastung, 
sondern als Bereicherung verstanden wer-
den, bietet sich in Städten vielleicht bald 
eine ganz neue soziale und kulturelle Mi-
schung, auf der dann die Innovationen der 
Zukunft aufsetzen können.
Die Instrumente des Bundes, einer Nati-
onalen Stadtentwicklungspolitik, müssen 
die aktuellen und zukünftigen Chancen in 
städtischen Transformationsprozessen zur 
Stärkung urbaner Lebensräume gezielt nut-
zen. Gefordert ist eine aktive, gestalten-
de, integrative Stadtentwicklungspolitik, 
ein Mix, der sich zusammensetzt aus der 
Fortsetzung laufender, bewährter Aktivitä-
ten (z. B. die Programme Stadtumbau Ost 
und West und Soziale Stadt), einer stärke-
ren Zuspitzung oder neuen Akzentuierung 
der Bundesaktivitäten (z. B. das neu aufge-
legte Städtebauförderungsprogramm „Akti-
ve Stadt- und Ortsteilzentren“), aber auch 
einer Reaktion auf verschärfte Erfordernis-
se in Handlungsbereichen wie Energieeffi-
zienz und Klimaschutz.
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